Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 57 Ausgegeben Danzig, den 28. September 1932 


124 Zweite Verordnung 
betreffend Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechtspflege. 
Vom 16. 9. 1932. 


Auf Grund des 8 1 Ziff. 1 des Ermächtigung sgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. S. 719) ۱ 15 

in der Faſſung vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 8 
Kapitel I 

Strafrechtspflege | 8 

Artikel I u. & 

Sachliche Zuſtändig keit der Strafgerichte 3 * 

§ 1 ۱ 3 

Die Vorſchriften über die ſachliche Zuſtändigkeit der Strafgerichte werden wie folgt geändert: — 5 

1. Die große Strafkammer iſt in erſter Inſtanz zuſtändig für die im 5 24 Nr. 3a des Gerichts⸗ Bu 
verfaſſungsgeſetzes bezeichneten Verbrechen mit Ausnahme der Verbrechen gegen die $ 115 Abſ. 2, 
88 118, 125 Abſ. 2, 88 243, 254, 258 Abſ. 1 Nr. 2, 88 260, 261 Abſ. 2, 88 264, 265, 268 
bis 270, 272, 273 des Strafgeſetzbuchs; ferner für die Verbrechen der Falſchmünzerei in den Fällen 
der 88 146, 147, 149, der Notzucht im Falle des 8 177, der ſchweren Körperverletzung im Amte im 
Falle des 8 340 Abſ. 2 des Strafgeſetzbuchs, des betrügeriſchen Bankrotts in den Fällen der 55 239, 
244 der Konkursordnung und der Unterſchlagung fremder Wertpapiere in den Fällen der ss 11, 
12 Abſ. 2 Nr. 2 des Geſetzes, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder 
Wertpapiere, vom 5. Juli 1896 (Reichsgeſetzbl. S. 183), 

2. Für die in der Zuſtändigkeit des Schöffengerichts verbleibenden Strafſachen kann die Staats⸗ 
anwaltſchaft die Zuſtändigkeit der großen Strafkammer dadurch begründen, daß ſie bei Einreichung 
der Anklageſchrift die Eröffnung des Hauptverfahrens vor der großen Strafkammer beantragt. Sie ſoll 
dies nur tun, wenn es nach Umfang oder Bedeutung der Sache erforderlich erſcheint. 

3. Das erweiterte Schöffengericht ($ 29 Abſ. 2 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes) wird aufgehoben. 

8 2 a 

Auf die Hauptverhandlung vor der großen Strafkammer in erſter Inftanz finden die für die Haupt⸗ 

verhandlung vor dem Schöffengericht geltenden Vorſchriften Anwendung. 
83 و‎ 

8 1 der Verordnung betreffend Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechtspflege vom 18. De 

zember 1931 (G. Bl. S. 963) wird aufgehoben. | Bu; Kr, 
8 4 ۰ ا ل اننا‎ 1 

Sit bei Inkrafttreten dieſes Kapitels das Hauptverfahren ſchon eröffnet, jo bleibt das Gericht. 
vor dem das Hauptverfahren eröffnet worden iſt, zuſtändig. Bis zur Eröffnung des Hauptverfahren? 
vor dem Schöffengericht kann die Staatsanwaltſchaft den Antrag auf Entſcheidung der großen Straf- 5 

klammer in erſter Inſtanz noch ſtellen, auch wenn die Anklage bei Inkrafttreten dieſes Kapitels bereits NN 
erhoben worden war. 1 


Artitel II e 

Beſchränkung der Rechtsmittel in Strafſachen W 
8 1 : رات‎ ۱ N N 

bei Die Rechtsmittel in Strafſachen, die zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehören, werden wie folgt N 
eſchränkt: ۸ E ا‎ 
1. Gegen die Urteile des Amtsrichters und des Schöffengerichts findet, vorbehaltlich der Be⸗ 15 
ſtimmung des $ 313 der Strafprozeßordnung, nach Wahl des Berechtigten die Berufung an 0 


(achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 10. 1982.) 
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das Landgericht oder die Reviſion an das Obergericht ſtatt. Wer Berufung eingelegt hatte, 
darf nicht mehr Reviſion gegen das Berufungsurteil einlegen. 

2. Soll ein Urteil des Amtsrichters oder des Schöffengerichts angefochten werden, ſo hat der 
Anfechtungsberechtigte bei dem Gericht erſter Inſtanz binnen einer Woche nach Verkündung des 
Urteils zu Protokoll der Geſchäftsſtelle oder ſchriftlich die Erklärung abzugeben, daß er das 
Urteil anficht. Hat die Verkündung des Urteils nicht in Anweſenheit des Angeklagten ſtatt— 
gefunden, ſo beginnt für ihn die Friſt mit der Zuſtellung. 

3. Der Beginn der Friſt zur Anfechtung wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß gegen ein auf 
Ausbleiben des Angeklagten ergangenes Urteil die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
nachgeſucht werden kann. 

Stellt der Angeklagte ein Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, ſo wird 
die Friſt für die Anfechtung dadurch gewahrt, daß die Anfechtung für den Fall der Bers 
werfung jenes Geſuchs rechtzeitig erklärt wird. Die weitere Verfügung in Bezug auf die An- 

fechtung bleibt dann bis zur Erledigung des Geſuchs um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand ausgeſetzt. 
Die Anfechtung ohne Verbindung mit dem Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gilt als Verzicht auf die Wiederein ſetzung. 

4. Binnen einer Woche nach Ablauf der Friſt für die Anfechtung oder, wenn zu dieſer Zeit 

das Urteil noch nicht zugeſtellt war, nach deſſen Zuſtellung, hat der Beſchwerdeführer zu 

Protokoll der Geſchäftsſtelle oder ſchriftlich zu erklären, ob ſeine Anfechtung als Berufung 
oder als Reviſion behandelt werden ſoll. 

Soll das Rechtsmittel als Reviſion behandelt werden, ſo müſſen die Erklärungen in der 
im 8 345 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung vorgeſchriebenen Form abgegeben und die Re— 
viſionsanträge und ihre Begründung )55 344, 345 der Strafpozeßodnung) innerhalb der 
Friſt des 8 345 Abſ. 1 angebracht werden. 

Gibt der Beſchwerdeführer innerhalb der Friſt des Abſatzes 1 eine Erklärung nicht ab 
oder entſpricht die Erklärung nicht den Vorſchriften der 88 344, 345 der Strafprozeßordnung, 
ſo wird die Anfechtung als Berufung behandelt. 

Haben mehrere Beteiligte das Urteil angefochten und hat ſich ein Beteiligter für die 
Reviſion und ein anderer für die Berufung entſchieden, ſo werden, ſolange die Berufung nicht 
zurückgenommen iſt oder als zurückgenommen gilt oder als unzuläſſig oder nach 55 329, 
391 Abſ. 3 der Strafprozeßordnung oder nach Artikel X Abſ. 3 dieſes Kapitels verworfen 
iſt, alle Rechtsmittel als Berufung behandelt. 

8 2 
8 7 der Verordnung betreffend Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechtspflege vom 18. De⸗ 
zember 1931 (G. Bl. S. 963) wird aufgehoben. 
8 3 ۱ 
Ob und wie eine Entſcheidung durch ein Rechtsmittel angefochten werden kann, beſtimmt ſich nach 
dem bisherigen Recht, wenn die Entſcheidung vor dem Inkrafttreten dieſes Kapitels ergangen iſt. 
Artikel III ۱ 
Umfang der Beweisaufnahme. 
8 1 
In der Verhandlung vor dem Amtsrichter, dem Schöffengericht und vor dem Landgericht in der 
Berufungsinſtanz beſtimmt das Gericht nach freiem Ermeſſen den Umfang der Beweisaufnahme, ohne 
hierbei durch Anträge, Verzichte oder frühere Beſchlüſſe gebunden zu ſein. ۱ 
۳ § 2 
Die Reviſion gegen ein vor Inkrafttreten dieſes Kapitels erlaffenes Urteil der im 8 1 bezeichneten 
Gerichte kann nicht auf die Ablehnung eines Beweisantrags geſtützt werden, wenn die Ablehnung im 
Falle der Verhandlung nach Inkrafttreten dieſes Kapitels nach 8 1 gerechtfertigt geweſen wäre. 
Artikel ۷ 
Haftprüfungsverfahren. 
Das Haftprüfungsverfahren wird wie folgt geändert: 
(J) Erklärt ein in Haft befindlicher Beſchuldigter ſchriftlich oder zu Protokoll der Geſchäftsſtelle, 
daß er auf das Haftprüfungsverfahren ($$ 115 a ff. der Strafprozeßordnung) verzichte, ſo findet ein 
weiteres Haftprüfungsverfahren nicht ſtatt. ۱ 


۱ ۱ 
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(2) Der Beſchuldigte kann den Verzicht ſchriftlich oder zu Protokoll der Geſchäftsſtelle widerrufen. 


Widerruft er ihn, ſo findet die Prüfung in dem Zeitpunkt ſtatt, in dem ſie ohne den Verzicht vorzu⸗ 
nehmen ſein würde. Läuft zur Zeit des Widerrufs keine Friſt mehr, ſo iſt die Prüfung ſofort vor⸗ 


zunehmen. Das Gericht kann ſtatt deſſen eine neue Friſt beſtimmen, wenn ſeit dem Zeitpunkte, in 
dem die Fortdauer der Haft zuletzt angeordnet worden iſt, drei Monate noch nicht vergangen find; die 


Haftprüfung muß auch in dieſem, Fall ſpäteſtens drei Monate nach der letzten Anordnung der Haft⸗ 


fortdauer erfolgen. 
Artikel ۷ 


Schnellverfahren. 
(1) Im Schnellverfahren ($ 212 der Strafprozeßordnung) kann der Verteidiger, ohne daß jedoch 


das Verfahren dadurch aufgehalten werden darf, die dem Gericht vorliegenden Akten von dem Zeitpunkt 


an einſehen, in dem die Staatsanwaltſchaft bei Gericht den Antrag auf Anberaumung des Termins 
zur Hauptverhandlung im Schnellverfahren ſtellt. 

(2) Von demſelben Zeitpunkt an iſt dem verhafteten Beſchuldigten ſchriftlicher und mündlicher 
Verkehr mit dem Verteidiger ohne die im $ 148 Abſ. 2, 3 der Strafprozeßordnung vorgeſehenen Be- 
ſchränkungen geſtattet. 

Artikel VI 
Unterbrechung der Hauptverhandlung. 
8 1 

Eine unterbrochene Hauptverhandlung muß ſpäteſtens am elften Tage nach der Unterbrechung fort⸗ 
geſetzt werden, widrigenfalls mit dem Verfahren von neuem zu beginnen iſt. 

8 2 
Iſt zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Kapitels eine Hauptverhandlung ſchon länger als drei, aber 


noch nicht zehn Tage unterbrochen, ſo kann ſie noch bis zum elften Tage nach der Unterbrechung 


wieder aufgenommen werden. 
Artikel VII a 


Polizeiliche Strafverfügung. 


8 1 kick a 9 


Bleibt ein Angeklagter, der gegen eine polizeiliche Strafverfügung auf gerichtliche Entſcheidung 


angetragen hat, ohne genügende Entſchuldigung in der Hauptverhandlung aus und wird er auch nicht 


0 rch einen mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Verteidiger vertreten, jo wird der Antrag ohne Be⸗ 
eisaufnahme durch Urteil verworfen. 

82 8 . E 
3 Ein Angeklagter, dem gegen den Ablauf der Antragsfriſt Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
ewährt worden war, kann ſie nicht mehr gegen das Urteil beanſpruchen. 

Artikel VIII 
: Wahlperiode der Schöffen und ۰ ۱ 
3 (1) Die Wahlperiode der Schöffen und Geſchworenen wird vom 1. Januar 1933 ab auf zwei 
ahre ausgedehnt. 
(2) Demgemäß iſt das Gerichtsverfaſſungsgeſetz in folgender Faſſung anzuwenden: 

1. Im 8 35 werden in der Nr. 2 die Worte „im letzten Geſchäftsjahr“ durch die Worte „in 
der letzten Wahlperiode (§ 42) in mindeſtens zwei Tagungen“ und das Wort „fünf“ durch 
das Wort „zehn“ und in der Nr. 5 die Worte „des Geſchäftsjahrs“ durch die Worte „der 
Wahlperiode ($ 42)“ erſetzt. : 

2. Im 8 36 wird das Wort „alljährlich“ durch die Worte „in jedem zweiten Jahre einer 
Wahlperiode ($ 42)“ und die Worte „für das einzelne Jahr“ durch die Worte „für die 
einzelne Wahlperiode“ erſetzt. 

3. Im 8 40 wird das Wort „alljährlich“ durch die Worte „in jedem zweiten Jahre einer 
Wahlperiode ($ 42)“ erſetzt. 

4. Im 5 42 werden die Worte „das nächſte Geſchäftsjahr“ durch die Worte „die nächſten zwei 

Geſchäftsjahre“ erſetzt. 

35 5 44 wird das Wort „Jahresliſten“ durch das Wort „Schöffenliſten“ erſetzt. 

a $ 45 werden die Worte „das ganze“ durch das Wort „jedes“ erſetzt. 

5 5 49 wird das Wort „Jahresliſte“ jeweils durch das Wort „Schöffenliſte“ erfet. 
m § 51 werden die Worte „des Geſchäftsjahres“ durch die Worte „der Wahlperiode (8 4 
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erſetzt. 
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500 : 
9. Sm 5 52 wird das Mort „Jahresliſte“ jeweils durch das Wort „Schöffenliſte“ erſetzt. 
10. Im 8 77 werden erſetzt 
a) im Abſatz 2 die Worte „Jahresliſte der Hauptſchöffen“ durch die Worte „Schöffenliſte 
des Landgerichts“; 
b) im Abſatz 3 das Wort „Jahresliſte“ durch das Wort „Schöffenliſte“; 
c) im Abſatz 4 die Worte „dasſelbe Geſchäftsjahr“ jeweils durch die Worte „dieſelbe 
Wahlperiode (§ 42)“. 
11. Im 8 90 werden die Worte „dasſelbe Geſchäftsjahr“ jeweils durch die Worte „dieſelbe 
Wahlperiode (8 42)“ erſetzt. 
(3) Ferner iſt das Jugendgerichtsgeſetz in folgender Faſſung anzuwenden: 
Im 8 20 werden die Worte „eines Geſchäftsjahres“ durch die Worte „einer Wahl⸗ 
periode ($ 42 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes!““ und das Wort „Jahresliſte“ durch das 
Wort „Jugendſchöffenliſte“ erſetzt ſowie hinter dem Wort „Sitzungstagen“ die Worte „im 
Jahre“ eingefügt. 
Artikel IX 
Einzelrichter in Jugendſachen. 
In Strafſachen, in denen nach dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz der Amtsrichter als Einzelrichter ent 
ſcheidet, entſcheidet in Jugendſachen der Jugendrichter ohne Zuziehung von Schöffen. Iſt bei Inkraft⸗ 
treten dieſer Vorſchrift das Hauptverfahren ſchon eröffnet, jo bleibt das Gericht, vor dem das Haupt 


verfahren eröffnet worden iſt, zuſtändig. 
Artikel X 


Gebührenvorſchuß bei Privatllagen und Nebenklagen. 

(1) Zur Zahlung des Gebührenvorſchuſſes nach 5 83 Abſ. 1 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
in der für Danzig geltenden Faſſung ſoll, ſofern nicht dem Privatkläger das Armenrecht bewilligt iſt 
oder Gebührenfreiheit zuſteht, vom Gericht eine Friſt beſtimmt werden; hierbei ſoll auf die nach Abſ. 3 
eintretenden Folgen hingewieſen werden. 

(2) Vor Zahlung des Vorſchuſſes Toll keine gerichtliche Handlung vorgenommen werden, es Jel. 
denn, daß glaubhaft gemacht wird, daß die Verzögerung dem Privatkläger einen nicht oder nur ſchwer 
zu erſetzenden Nachteil bringen würde. 

(3) Nach fruchtloſem Ablauf der nach Abſatz 1 geſtellten Friſt iſt die Privatklage zurückzuweiſen, 
die Berufung, die Reviſion oder der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens zu verwerfen. 
Der Beſchluß kann mit ſofortiger Beſchwerde angefochten werden. Der Beſchluß iſt von dem Gericht, 
das ihn erlaſſen hat, von Amts wegen aufzuheben, wenn ſich herausſtellt, daß die Zahlung innerhalb 
der geſetzten Friſt eingegangen iſt. 

(4) Die Beſtimmungen der Abſätze 1 bis 3 finden auf den Nebenkläger und das von ihm ber 
triebene Verfahren entſprechende Anwendung. 

: Kapitel II 
E Bürgerliche Rechtspflege. 
Gebühr für Einſicht und Auskunft beim Schuldnerverzeichnis. 

Für die Einſicht des Schuldnerverzeichniſſes (§ 915 der Zivilprozeßordnung, § der Konkurs- 
ordnung) wird eine Gebühr von 0,50 Gulden und für die Erteilung einer ſchriftlichen Auskunft über 
das Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer Eintragung eine ſolche von 1 Gulden erhoben. Die Einſicht und 
die Erteilung der Auskunft können von der Zahlung der Gebühr abhängig gemacht werden. 

Kapitel III 
Gemeinſchaftliche Vorſchriften für Strafrechtspflege und bürgerliche Rechtspflege 
Beſchwerdeſumme in Koſten- und Gebührenſachen 

Gegen die nach dem 31. Oktober 1932 erlaſſenen Entſcheidungen über eine Erinnerung gegen 
einen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß (8 104 der Zivilprozeßordnung) oder gegen den Anſatz von Ge⸗ 
bühren oder Auslagen (8 4 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung, 
§ 25 der Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher) iſt die Beſchwerde nur zuläſſig, wenn der Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes 50 Gulden überſteigt. 

Kapitel ۷ 


Artikel! | 


Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz iſt in folgender Faſſung anzuwenden: | 
1. 8 172 erhält folgende Faffung: 1 
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5 172 

In allen Sachen kann durch das Gericht für die Verhandlung oder für einen Teil Dar 
von die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden, wenn ſie eine Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung, insbeſondere der Staatsſicherheit, eine Gefährdung der Sittlichkeit oder eine Ge⸗ 
fährdung eines wichtigen Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſes beſorgen läßt. 

2. Im 8 173 erhält der Abſatz 2 folgende Faſſung: 

Durch einen beſonderen Beſchluß des Gerichts kann unter den Vorausſetzungen des 8 172 
auch für die Verkündung der Urteilsgrün de oder eines Teiles davon die Oeffentlichkeit aus⸗ 
geſchloſſen werden. 

3. Im $ 174 erhält 
a) im Abſatz 1 der Satz 3 folgende Faſſung: bi, a 
Bei der Verkündung iſt in den Fällen der SS 172, 173 anzugeben, aus i 
Grunde die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen worden it. 
b) im Abſatz 2 der Satz 1 folgende Faſſung: : 
Sit die Oeffentlichkeit wegen Gefährdung der Staatsſicherheit oder eines Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimniſſes ausgeſchloſſen, jo kann das Gericht den anweſenden Perſonen 
die Geheimhaltung von Tatſachen, welche durch die Verhandlung, durch die Anklage⸗ 
ſchrift oder durch andere amtliche Schriftſtücke des Prozeſſes zu ihrer Kenntnis gelangen, 
zur Pflicht machen. 
Artikel II ١ ۱ 
Das Geſetz, betreffend die unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit ſtattfindenden Geriötsverhandlun- 
gen, vom 5. April 1888 (R. G. Bl. S. 133) 111 in folgender Faſſung anzuwenden: 
Im Artikel III Abſatz 1 erhält der Satz 1 folgende Faſſung: 
Soweit bei einer Gerichtsverhandlung die Oeffentlichkeit wegen Gefährdung der Staatsſi⸗ 
cherheit oder eines Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſes ausgeſchloſſen war, dürfen Berichte über 
die ana ann durch die Preſſe nicht veröffentlicht werden. 


Kapitel V ۱ ۱ 
Inkrafttreten 


Dieſe Verordnung tritt hinſichtlich des Kapitels IV mit dem Tage der Verkündung, im übrigen 
am 1. Dezember 1932 in Kraft. 


Danzig, den 16. September 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dumont 
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— S gqriftleitung: Gejchäftsftelle des Geſehblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 1 
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